[image: image1.jpg]Gemeindetag

Baden-Wiirttemberg



[image: image1.jpg]


Pressesprecherin:



Kristina Fabijancic-Müller



Telefon +49 711/22572-34


Mobil     +49 160/97272863


kristina.fabijancic-mueller@gemeindetag-bw.de


Gemeinsam gegen Wohnungseinbrüche – Städte und Gemeinden fordern weitere Maßnahmen  im Rahmen der Sicherheitsoffensive 
Die drastisch zunehmenden Wohnungseinbrüche in Baden-Württemberg erfüllen sowohl die Verantwortlichen in den Städten und Gemeinden, als auch die Bürgerinnen und Bürger mit großer Sorge. Der Gemeindetag Baden-Württemberg begrüßt deshalb das von Innenminister Reinhold Gall angekündigte Sicherheitspaket, das Morgen im Kabinett beschlossen und der Öffentlichkeit vorgestellt werden soll. „Es ist höchste Zeit, dass sich die Landesregierung dafür entschieden hat, die Bekämpfung der Wohnungseinbrüche offensiv anzugehen. Im Interesse aller Bürgerinnen und Bürger, aber auch des Wirtschaftsstandorts Baden-Württemberg, sind wir als Vertreter der Städte und Gemeinden gerne bereit, hier mit der Landesregierung eng zusammenzuarbeiten“, kündigt Gemeindetagspräsident Roger Kehle an. Der Gemeindetag führt bereits seit einiger Zeit konstruktive Gespräche mit dem Innenminister zum Thema Bekämpfung der Einbruchskriminalität. Am vergangenen Freitag (13. März 2015) hat der größte Kommunale Landesverband in Baden-Württemberg Innenminister Gall ein Positionspapier mit weiteren Forderungen zur Eindämmung von Wohnungseinbrüchen zugeschickt: 
1) Die Landesregierung wird aufgefordert, die Bundesratsinitiative von Bayern zu unterstützen, die ein schärferes Vorgehen gegen Wohnungseinbrecher zum Ziel hat. Insbesondere sollen danach Wohnungseinbruchdiebstähle nicht mehr als minder schwere Fälle bestraft werden können. Daneben sollte künftig bei Wohnungseinbrüchen auch eine Telekommunikationsüberwachung ermöglicht werden.

2) In Anbetracht der Steigerung der Wohnungseinbrüche im Jahr 2014 um nochmals  19,4 % hält der Gemeindetag den Einsatz zusätzlichen Personals bei der Polizei, welches sich schwerpunktmäßig um diesen Bereich kümmert, für unumgänglich. Dieser Einsatz darf allerdings nicht zulasten der allgemeinen Polizeipräsenz vor Ort, insbesondere im ländlichen Raum, gehen. Insoweit ist eine „echte“ Personalaufstockung bei der Polizei erforderlich. Diese Personalverstärkung sollte sowohl im Polizeivollzug, als auch in der Prävention erfolgen. Gerade in der Prävention muss es im Sinne einer wirkungsvollen Aufklärung Ziel sein, allen interessierten Bürgern einen unentgeltlichen Sicherheitscheck in deren Wohnungen/Häusern durch die kriminalpolizeilichen Beratungsstellen anzubieten.

3) Aus Sicht des Gemeindetags bedarf es regelmäßiger Informationsbeiträge der Polizei zum Schutz vor Wohnungseinbrüchen, die in den gemeindlichen Mitteilungsblättern als Artikel veröffentlicht werden könnten.

4) Auf jedem Polizeirevier sollte zur Information interessierter Bürgerinnen und Bürger ein Leitfaden der Polizei bzw. der kriminalpolizeilichen Beratungsstellen zur Verfügung gestellt werden können, in dem gebündelte Handlungsanleitungen zum Schutz vor Wohnungseinbrüchen enthalten sind. Außerdem sollte eine Info-Hotline beim LKA zum Wohnungseinbruchsschutz geschaltet werden, die für jeden Bürger und jede Bürgerin rund um die Uhr erreichbar sein sollte.

5) In jeder baden-württembergischen Kommune sollte mindestens einmal im Jahr eine Informations- und Aufklärungsveranstaltung der Polizei zum Schutz vor Wohnungseinbrüchen stattfinden. Der Erfolg solcher Veranstaltungen könnte noch gesteigert werden, wenn die Polizei im Rahmen einer gezielten Kampagne eine „Hinschaukultur“ bewirken könnte. Denkbar wäre hier eine Aufkleber-Aktion (z.B. „Achtung, aufmerksame Nachbarn!“). Die Aufkleber könnten an Gartentoren oder 
-mauern, Briefkästen etc. angebracht werden.

„Ohne eine Umsetzung dieser Vorschläge, dürfte eine Trendumkehr bei Wohnungseinbrüchen kaum zu erreichen sein“, so Roger Kehle: „Wir müssen jetzt schnell handeln. Denn für diejenigen, die schon einmal von einem Wohnungseinbruch betroffen waren, ist dies ein traumatisches Erlebnis. Neben dem materiellen Verlust verbindet sich damit auch ein Eingriff in die Privatsphäre. Die Erfahrung zeigt, dass viele Opfer noch Jahre nach der Tat unter dem Geschehenen leiden.“
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